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AGRARPOLITIK

In den nächsten Jahren ist aufgrund von Zwängen, die sich aus den geltenden, vor
allem aber auch aus den möglichen künftigen WTO-Vereinbarungen und wegen der
bevorstehenden EU-Osterweiterung ergeben, mit erheblichen - was den Zucker-
und den Milchmarkt anbelangt sogar mit grundlegenden - Änderungen bei einigen
wichtigen Marktordnungen zu rechnen. Die im Rahmen der bevorstehenden Halb-
zeitbewertung der Agenda 2000 diskutierte Weiterentwicklung der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) kann daher nicht losgelöst von den laufenden WTO-Verhand-
lungen sowie der Osterweiterung betrachtet werden. Im Folgenden soll daher nach
einem kurzen Überblick über die Marktpolitik des vergangenen Jahres zunächst auf
die diesbezüglichen Handlungsspielräume sowie die sich daraus ergebenden Re-
striktionen eingegangen werden.

Marktpolitik

Bei insgesamt rückläufiger EU-Getreideerzeugung (rund 200 Mill. Tonnen zur Ern-
te 2001) haben sich die Getreideinterventionsbestände Ende 2001 bei rund 7 Mill.
Tonnen eingependelt. Während die Bestände insgesamt gegenüber dem Vorjahr in
etwa konstant geblieben sind, ergaben sich gravierende Veränderungen bei den ein-
zelnen Getreidearten: Einen 63prozentigen Rückgang bei den Weichweizenbestän-
den stand eine deutliche Zunahme bei Roggen (plus 28%) und Gerste (plus 34%)
gegenüber. Aufgrund der mit der Agenda 2000 vorgenommenen Stützpreissenk-
ungen und wegen des anhaltend schwachen Euros konnten - bei stagnierenden
Weltmarktpreisen - in der zweiten Jahreshälfte 2001 erhebliche Weizenmengen
ohne Exporterstattungen am Weltmarkt abgesetzt werden. Eine grundsätzlich ande-
re Situation liegt jedoch bei Roggen vor, der angesichts der nach wie vor großen
Differenz zwischen Marktpreis und Interventionspreis in starkem Maße den staat-
lichen Lagern angedient wird. Das Wachstum der Roggenbestände ist dabei vor
allem ein deutsches Problem, da die Überschüsse hauptsächlich auf den leichten
Böden der neuen Bundesländer und Niedersachsens erzeugt werden. Zuletzt geriet
der EU-Getreidemarkt infolge günstiger Importe stark unter Druck, sodass gegen
Ende des Wirtschaftsjahres die Bestände wieder deutlich angestiegen sind. Als
Reaktion hierauf erwägt die Kommission die Einführung von Importquoten, deren
WTO-Verträglichkeit allerdings noch ungeklärt ist.
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Zwar haben sich die Erzeugerpreise insbesondere für Jungbullen am EU-Rind-
fleischmarkt nach dem Einbruch infolge der BSE-Krise bei wieder ansteigender
Nachfrage erholt; sie lagen in Deutschland jedoch über das Jahr 2001 hinweg 25%
unter dem Vorjahresdurchschnitt. Infolge der Maßnahmen zur Wiedergewinnung
des Verbrauchervertrauens, wie zum Beispiel der Rindfleischetikettierung sowie
der Maßnahmen zur Bekämpfung von BSE (Testkosten, höhere Schlachtabfallbe-
seitigungskosten), haben demgegenüber die Verbraucherpreise zugenommen. Die
Rindfleischinterventionsbestände, die im Jahr 2000 fast vollständig abgebaut
waren, sind zum Jahresende 2001 wieder auf 240.000 Tonnen angewachsen. Die
aus ethischen Gründen umstrittene Ankaufmöglichkeit für Rinder über 30 Monate,
deren Fleisch zumeist vernichtet wird, ist vom zuständigen Verwaltungsausschuss
bis zum 31. März 2002 verlängert worden. Im ersten Quartal des Jahres 2002 ist es
zu einer überraschend starken Zunahme der EU-Butterinterventionsbestände ge-
kommen (plus 48.000 Tonnen).

Im Dezember 2001 hat der Ministerrat gegen die Stimmen Österreichs, Irlands
und Schwedens eine Reform der Schaf- und Ziegenfleischmarktordnung beschlos-
sen, deren wesentlicher Bestandteil die Umwandlung der bisher in Abhängigkeit
von den Marktpreisen schwankenden Mutterschafprämie in eine feste Grundprämie
in Höhe von 21 Euro ist. Den Mitgliedstaaten werden darüber hinaus insgesamt 72
Mill. Euro als nationale Ergänzungsbeträge zur Aufstockung der Prämie (um einen
Euro) oder zur Verwendung für Zwecke des Umweltschutzes und der Qualitätsver-
besserung gewährt.1

WTO- Verhandlungen und Agrarhandel

Die im Agrarabkommen der Uruguay-Runde beschlossenen quantitativen Restrik-
tionen bei Zöllen, bestimmten Formen der internen Stützung und bei Exporterstat-
tungen haben sich bisher nur in eher geringem Maße auf den Agrarhandel der Ge-
meinschaft ausgewirkt. Die relativ hohen in der WTO gebundenen Zölle ermög-
lichten eine ausreichende Absicherung der mit der Agenda 2000 nochmals gesenk-
ten administrierten Binnenpreise. Schwierigkeiten ergaben sich in jüngerer Ver-
gangenheit allerdings beim Zucker, wo der unverändert hohe Binnenpreis zeitweise
nur durch einen, nach der Speziellen Sicherungsklausel der WTO-Vereinbarungen
zulässigen, vorübergehenden Zusatzzoll abgesichert werden konnte und zuletzt
beim Getreide (siehe oben).

Die Einhaltung der WTO-Vorgaben bezüglich der internen Stützung bereitet der
EU gegenwärtig aber auch nach einem Beitritt der mittel- und osteuropäischen Län-
der keine Probleme, solange die mit der Agenda 2000 aufgestockten Flächen- und
Tierprämien aufgrund ihrer Verknüpfung mit mengenbegrenzenden Maßnahmen in
die so genannte „blue box" fallen. Der von einigen WTO-Partnern geforderte Weg-
fall der „blue box"-Regelung würde allerdings bei einer vollständigen Übertragung
der Flächen- und Tierprämien auf die zehn Beitrittsländer voraussichtlich zur Über-
schreitung des gegenwärtig zulässigen ,Aggregate Measurement of Support'
(AMS) führen.
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Wesentlich restriktiver wirkte sich bislang die Limitierung der erlaubten Ex-
portsubventionen aus. Hinzu kommt, dass auf der WTO-Ministerkonferenz vom
November 2001 in Doha (Katar) eine neue, bis Januar 2005 terminierte, multilater-
ale Verhandlungsrunde vereinbart wurde, als deren wichtigste Ziele im Agrar-
bereich, neben weiteren substanziellen Erleichterungen des Marktzugangs, die
Reduzierung der handelsverzerrenden internen Stützung sowie der Exportsubven-
tionen jeglicher Art, mit der Perspektive letzgenannte vollständig auslaufen zu las-
sen, beschlossen wurden. Vergleiche zwischen den EU-Interventionspreisen und
Vorausschätzungen entsprechender Weltmarktpreise zeigen, dass die bislang
beschlossenen Preiskürzungen bei Milch, Rindfleisch und Zucker nicht ausreichen,
um künftig auf Exportsubventionen verzichten zu können. Ähnlich verhält es sich
bei Futtergetreide, während insbesondere bei einem weiterhin schwachen Euro gute
Aussichten bestehen, Weizen aus der EU ohne Exporterstattungen am Weltmarkt
absetzen zu können. Nach einem Beitritt der mittel- und osteuropäischen Länder
und der dann erforderlichen Aggregierung der erlaubten Exportbindungen dürfte
der Spielraum bei den genannten Produkten überdies eher geringer werden. Auf
mittlere Sicht erscheint demnach mit Blick auf die zulässigen Exporterstattungen
ein weiterer Abbau der EU-Interventionspreise notwendig zu sein.2

Zwänge zur Verringerung der Preisstützung könnten sich aber auch aus den in
der Doha-Runde auszuhandelnden, neuen Verpflichtungen zum Zollabbau ergeben,
nämlich dann, wenn die Differenzen zwischen WTO-Zollbindungen und den zur
Absicherung der Stützpreise notwendigen Zöllen (das so genannte „Wasser") wei-
ter schrumpfen. Bei Zucker kommt erschwerend hinzu, dass die Gemeinschaft im
Rah-men ihrer ,Everything But Arms'-Initiative den 48 ärmsten Entwicklungs-
ländern nach einer Übergangsfrist, während derer den begünstigten Ländern eine
jährlich aufzustockende zollfreie Importquote sowie schrittweise weitere Zoll-
senkungen zugestanden werden, ab Juli 2009 unbeschränkten zollfreien Markt-
zugang gewähren wird. Spätestens dann bestünde bei Beibehaltung der gegenwär-
tigen Zucker-marktordnung die Gefahr hoher zu (re-) exportierender Überschüsse,
auch wenn sich die EU vorbehält, die Handelspräferenzen auszusetzen, sollten die
Importe aus den ärmsten Ländern die heimischen Märkte „ernsthaft" stören.3

EU-Osterweiterung

Die Kommission geht davon aus, dass im Jahr 2004 zehn neue Länder der EU bei-
treten werden. Bis Ende 2002 sind deshalb die noch strittigen Punkte des Agrar-
kapitels der Beitrittsverhandlungen zu klären, wozu vor allem die Übertragung der
landwirtschaftlichen Direktzahlungen auf die Bewerberländer, aber auch deren
Ausstattung mit Produktionsquoten, Prämiengrundflächen und regionalen Prämien-
höchstgrenzen gehören.

Im Februar hat die Kommission hierzu ein Eckpunktepapier vorgelegt4, in dem
sie vorschlägt, mit Beginn des Jahres 2004 entsprechende Direktzahlungen in den
Beitrittsländern einzuführen und zwar in einem Umfang von 25% des Beihilfenni-
veaus, das dann in den bisherigen Mitgliedsländern erreicht sein wird. In den bei-
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den folgenden Jahren soll dieses Niveau jeweils um fünf Prozentpunkte erhöht wer-
den. Danach sollen die Beihilfen so angehoben werden, dass die neuen Mitglieder
im Jahre 2013 das selbe Niveau wie die anderen EU-Länder erreichen. Die Kom-
mission begründet ihren Vorschlag vor allem mit dem in den Beitrittsländern an-
stehenden, notwendigen Strukturwandel: Dieser würde erheblich verlangsamt, soll-
ten die Direktzahlungen sehr schnell und in voller Höhe eingeführt werden, sodass
für die große Zahl langfristig nicht lebensfähger Betriebe kein ausreichender Anreiz
mehr bestünde, den Agrarsektor zu verlassen. Zudem sieht die Kommission die
Gefahr „sozialer Verwerfungen" im ländlichen Raum, sollten die Landwirte gegen-
über anderen Berufsgruppen übermäßig profitieren. Die (niedrigeren) Flächen- und
Tierprämien sollen deshalb durch eine verstärkte „Förderung der Restrukturierung
vor allem durch Aktionen der ländlichen Entwicklung" ergänzt werden. Bewerber-
länder, die ihren Landwirten bereits jetzt Direktzahlungen gewähren, sollen das
Recht erhalten, die künftigen EU-Prämien durch nationale Mittel bis zur Höhe der
gegenwärtig geleisteten Zahlungen aufzustocken, sofern dadurch nicht das entspre-
chende Prämienniveau in den bisherigen EU-Ländern überschritten wird.

Ein großes Problem für die Beitrittsländer besteht in der administrativen Umset-
zung der fast dreißig unterschiedlichen Arten von Direktzahlungen sowie der soge-
nannten Kleinerzeugerregelung. Die Kommission schlägt daher vor, den neuen
Mitgliedstaaten die maximal auf fünf Jahre befristete Möglichkeit der Gewährung
einheitlicher Hektarprämien einzuräumen. Diese Prämien würden als entkoppelte
Flächenzahlungen ausgezahlt werden, das heißt unabhängig von der jeweiligen
Produktion und lediglich mit der Verpflichtung, die entsprechenden Flächen „in
einer mit dem Umweltschutz zu vereinbarenden Weise" zu unterhalten.

Hinsichtlich der den neuen Mitgliedern in Aussicht gestellten nationalen Produk-
tionsquoten bei Milch und Zucker sowie den Prämiengrundflächen und -höchst-
grenzen ist die Kommission mit ihren Vorschlägen deutlich hinter den Wünschen
der Beitrittskandidaten zurückgeblieben, wobei sie lang zurückliegende Referenz-
zeiträume mit Blick auf die statistische Zuverlässigkeit sowie die inzwischen ver-
änderten Erzeugungsstrukturen und Verbrauchergewohnheiten nicht als Grundlage
für die Quotenzuweisung akzeptieren wollte.

Angesichts der ausgeprägten, zum einen durch viele „semi-subsistenzwirtschaft-
liche" Betriebe, zum anderen durch Großbetriebe gekennzeichneten, ,dualen Agrar-
struktur' in einigen Beitrittsländern schlägt die Kommission vor, die agrarstruktur-
politschen Maßnahmen in den neuen Mitgliedstaaten um eine befristete Pauschal-
beihilfe an die kleinen Betriebe zu ergänzen. Auf diese Weise sollen die mit dem
EU-Beitritt verbundenen Anpassungsprobleme abgefedert werden, ohne langfristig
eine Entwicklung hin zu rentablen landwirtschaftlichen Betrieben zu behindern.
Voraussetzung für die Gewährung der Beihilfe soll ein Betriebsverbesserungsplan
sein, in dem die zukünftige Rentabilität des begünstigten Unternehmens nachzu-
weisen wäre. Abweichend von den in den bisherigen Mitgliedstaaten geltenden Re-
gelungen, soll der EU-Kofinanzierungssatz für die Beitrittsländer sowohl in den
Ziel-1-Gebieten als auch (zeitlich befristet) in den übrigen Regionen 80% betragen,
um ihnen den Zugang zur Gemeinschaftsförderung zu erleichtern.
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Das Konzept der Kommission steht mit den derzeit geltenden WTO-Regelungen
im Einklang. Die Vorschläge würden darüber hinaus die Einhaltung der mit der
Agenda 2000 beschlossenen Haushaltsobergrenzen für die Jahre 2004 bis 2006 er-
möglichen. Dennoch wurden von Seiten der Nettozahlerländer Bedenken hinsicht-
lich der künftig zu erwartenden Haushaltsbelastungen geäußert.

Die Landwirtschaftsminister der zehn Beitrittsländer haben die langen Über-
gangsfristen bei den Direktzahlungen sowie die vorgesehenen mengenbegrenzen-
den Kontingente geschlossen abgelehnt. In einigen Fällen läge bereits die derzeitige
Erzeugung über der zugestandenen Quote. Die lange Frist bis zur Gewährung der
vollständigen Direktzahlungen wurde als wettbewerbsverzerrend und nicht kon-
form mit den Grundsätzen des Gemeinsamen Markts angeprangert. Der polnische
Landwirtschaftsminister hatte zunächst sogar damit gedroht, Importzölle zu erhe-
ben, sollte die EU auf den langen Übergangsfristen bestehen. Sein tschechischer
Amtskollege kritisierte vehement, dass bereits jetzt, ohne Mitsprache der neuen
Mitglieder, die relative Höhe der Direktzahlungen in den mittel- und osteuropä-
ischen Ländern für die Zeit nach 2006 festgeschrieben werden soll.

Die Beitrittskandidaten verlangen weniger die zügige Anhebung der Prämien auf
das Niveau in den jetzigen EU-Staaten, als eine raschere Gleichbehandlung, sodass
den mittel- und osteuropäischen Landwirten möglichst bald die selben Direktzah-
lungen gewährt würden, wie ihren Kollegen in der restlichen EU. Vor allem ange-
sichts der begrenzten EU-Haushaltsmittel würde die Realisierung dieser Forderung
in Zukunft wohl eine Reduzierung der Prämienzahlungen in den bisherigen Mit-
gliedsländern mit sich bringen. Denn sofern die derzeitigen Regeln zur Begrenzung
der EU-Agrarausgaben auch für die Zeit nach 2006 angewandt und die gegenwär-
tige Agrarpolitik vollständig auf die zehn Beitrittsländer übertragen würde, stünden
nach Einschätzung des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung jährlichen Agrarausgaben von 58 Mill. Euro einer Ober-
grenze von lediglich 44 Mill. Euro gegenüber (jeweils in Preisen von 1999).5

Im April hat die EU-Kommission die Positionen ihres Eckpunktepapiers trotz
der massiven Kritik seitens der Kandidatenländer im Wesentlichen bestätigt. Die
entsprechenden Vorschläge, die jetzt auch Angaben zum relativen Anstieg der Di-
rektzahlungen nach 2006 enthalten (2007 plus 5 Prozentpunkte, danach jährlich
plus 10 Prozentpunkte) sind die Grundlage für eine gemeinsame Position für die
Agrarverhandlungen mit den Beitrittsländern, auf die sich der Rat bis Ende Juni
2002 festlegen soll.6

Halbzeitbewertung der Agenda 2000 und Weiterentwicklung
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)

Voraussichtlich im Herbst dieses Jahres wird die EU-Kommission einen Vor-schlag
zur 2003 fälligen Halbzeitbewertung der Agenda 2000 und den darauf aufbauenden
Änderungen der GAP vorlegen. Mit diesbezüglichen Entscheidungen des
Ministerrats ist im ersten Halbjahr 2003 zu rechnen. Nach dem derzeitigen Stand
der Diskussion wird es dabei vor allem um eine Mittelumschichtung von den Agrar-
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marktmaßnahmen hin zur ländlichen Entwicklung, die EU-weit obligatorische Bin-
dung der Prämiengewährung an bestimmte Umweltauflagen (,cross compliance')
sowie um eine weitere Rückführung der Marktstützung gehen. Unter anderem wer-
den die Einschränkung der Roggenintervention sowie die Reduzierung der Inter-
ventionspreise für Getreide und möglicherweise auch für Milcherzeugnisse erwo-
gen. Eine Mittelumschichtung wird von der Mehrheit der EU-Staaten befürwortet.
Dabei stellt sich die Frage, ob die Einschnitte bei den Marktmaßnahmen durch eine
dann in allen Mitgliedsländern obligatorische ,Modulation' der Flächen- und Tier-
prämien7 oder aber auf dem Wege sukzessiver Kürzungen des gesamten Prämien-
volumens (,Degression') vorgenommen werden sollen.

Die Bundesregierung hat bereits im Februar in ihrem Positionspapier vorge-
schlagen, anlässlich der Halbzeitbewertung eine Neuausrichtung der GAP einzulei-
ten. Als Eckpunkte künftiger Reformen nennt sie unter anderem einen weiteren Ab-
bau der Marktintervention, die Einführung einer Grünlandprämie, die Entkoppe-
lung der Prämienzahlungen von der Produktion durch schrittweise Umwandlung
aller Direktzahlungen in eine einheitliche, an ökologische und sozioökonomische
Kriterien gebundene Flächenprämie sowie eine zeitliche Degression der Direkt-
zahlungen. Ein Teil der auf diese Weise freigesetzten Mittel soll den Mitglied-
staaten für die national kofinanzierte Förderung des ländlichen Raums zur Verfü-
gung stehen, wobei jedoch die Mittel für die Agrarpolitik insgesamt nicht ansteigen
sollen. Diesen Ausbau der nationalen Kofinanzierungsmöglichkeiten unterstützen
die Niederlande und Dänemark. Andere Länder haben demgegenüber mit Blick auf
die möglichen Wettbewerbsverzerrungen Vorbehalte gegen eine derartige Renatio-
nalisierung der Agrarpolitik. Befürworter der zeitlichen Degression sind neben
Deutschland zur Zeit nur das Vereinigte Königreich, Italien und Dänemark, sodass
diese wahrscheinlich nicht mehrheitsfähig sein wird. Eine EU-weite Einführung der
obligatorischen Modulation scheint jedoch im Bereich des Möglichen zu liegen.

Ab 2003 wird in Deutschland die (derzeit fakultative) Prämienmodulation umge-
setzt. Dabei sind sämtliche Marktordnungsprämien (mit Ausnahme der Beihilfen
für Saatgut, Hopfen, Tabak und Stärkekartoffeln) jedes landwirtschaftlichen Be-
triebs jenseits eines Freibetrags von 10.000 Euro um 2% zu kürzen. Die auf diese
Weise eingesparten EU-Mittel müssen national kofinanziert für neue Maßnahmen
zur Förderung umweltfreundlicher Produktionsverfahren verwendet werden.

Mit größeren Korrekturen der GAP, insbesondere auch der bis 2008 festgeschrie-
benen Milchquotenregelung, ist wohl erst für die Zeit nach 2006 zu rechnen, auch
wenn die laufenden WTO-Verhandlungen einen früheren, größeren Reformschritt
nahe legen. Ein Ausstieg aus der Quotenregelung nach 2008, der mit der Halbzeit-
bewertung der Agenda 2000 zu erwägen ist, wird seitens der Bundesregierung zur
Zeit nicht gefordert. Gemeinsam mit Deutschland würde die einen Ausstieg unter-
stützende, so genannte ,Gruppe der Gleichgesinnten' (Vereinigtes Königreich,
Schweden, Dänemark, Niederlande) im Ministerrat über eine Sperrminorität verfü-
gen, mit der sie eine Verlängerung des Milchquotensystems über das Jahr 2008 hin-
aus verhindern könnte.8
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EU-Agrarhaushalt 2001

Während die Ausgaben für die Agrarmarktmaßnahmen mit 37,7 Mrd. Euro deutlich
unter der Agenda 2000-Obergrenze von 40 Mrd. Euro blieben, wurden die entspre-
chenden Gesamtmittel für die ländliche Entwicklung (2. Säule der GAP und Agrar-
strukturpolitik in den Ziel-1-Gebieten) mit rund 7,5 Mrd. Euro annähernd ausge-
schöpft.9

FISCHEREIPOLITIK

Die von der Kommission in ihrem Grünbuch 2001 vorgenommene Analyse, derzu-
folge ungeeignete Bewirtschaftungsweisen und eine zu große Fischereiflotte die
Ursachen für die Überfischung und den anhaltend schlechten Zustand zahlreicher
Fischbestände in den EU-Gewässern darstellen, soll in eine grundlegende Reform
der Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) münden. Die Planungen der Kommission
sehen dabei unter anderem deutliche Kürzungen der Fangquoten (die überdies
künftig für einen Mehrjahreszeitraum festgelegt werden sollen), verstärkte Kon-
trollmaßnahmen hinsichtlich der Einhaltung der Quoten sowie die Kürzung der In-
vestitionsförderung und Maßnahmen zum Abbau der Flottenkapazitäten vor. Gera-
de die bisherige Subventionspolitik, bei der, trotz vorhandener Überkapazitäten,
Modernisierung und Neubauten von Schiffen staatlich gefördert werden, wird in
Frage gestellt. So stehen zum Beispiel in Deutschland in den Jahren 2001 und 2002
einerseits jeweils 5,4 Mill. Euro an Bundes- und EU-Mitteln für die ,Kapazitäts-
anpassung' (u.a. Stilliegungen) zur Verfügung, während andererseits 4,4 Mill. Euro
für die ,Investitionsförderung' vorgesehen sind.

Die Reform der GFP hat sich zuletzt insbesondere aufgrund des Widerstands sei-
tens der spanischen Regierung verzögert. Spanien, für das der Fischereisektor von
herausragender Bedeutung ist, aber auch einige andere Länder lehnen das abrupte
Aussetzen der Investitionsförderung, mit dem Ziel die Fangkapazitäten schneller
mit den Fangressourcen in Einklang zu bringen, ab. Der spanische Fischereiminis-
ter regte außerdem angesichts des Datenmangels hinsichtlich der tatsächlich vor-
handenen Bestände einen langsameren, für den Fischereisektor mit geringeren Här-
ten verbundenen, Wiederaufbau der Bestände an. Eine vollständige Schonung be-
stimmter Fischgründe solle nur dann vorgenommen werden, wenn alle verfügbaren
Quellen darauf hinwiesen, dass dieser Schritt die einzig mögliche Lösung sei.
Neben Spanien stehen derzeit auch Frankreich, Italien, Griechenland, Portugal und
Irland der geplanten Reform ablehnend gegenüber.

Bei der Fischerei Strukturpolitik besteht insofern erhöhter Handlungsbedarf, als
der Rat im Dezember 2001 nach langwierigen Verhandlungen die gemeinschaft-
lichen Strukturmaßnahmen unter Verschärfung der Förderbedingungen lediglich für
ein Jahr verlängert hat, um die Strukturpolitik in die Reform der GFP einbeziehen
zu können. Auch im Jahr 2002 sind die Flottenstärken weiter zu reduzieren. In Be-
reichen, in denen die Kapazitätsziele überschritten werden, sind überdies Förder-
ungen nur noch dann möglich, wenn die entsprechende Altkapazität gleichzeitig um
13% der geförderten Neukapazität verringert wird.
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Angesichts der kritischen Bestandssituation hat der Fischereirat bei zahlreichen
Fischarten die Gesamtfangmengen, die entsprechend dem Grundsatz der , relativen
Stabilität' jeweils anhand eines festen Schlüssels auf die Mitgliedsländer aufgeteilt
werden, für das Jahr 2002 nochmals verringert. Die so genannten autonomen Ge-
meinschaftszollkontingente' (zum Beispiel 20.000 Tonnen Hering zu einem Zoll-
satz von null Prozent) sowie bestimmte unbefristete Zollaussetzungen (u.a. bei
Alaska-Seelachs) werden - auch mit Blick auf die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Fischverarbeitungsindustrie - fortgeführt.10
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